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wenn ein so verpflichteter Bürger die Arbeiten nur sehr 
oberflächlich vornimmt, so daß dem VEB Kommunale Woh- 
nungsverwaltung/Gebäudewirtschaft (KWV/GW) durch den 
Unfall eines Bürgers ein materieller Schaden entsteht. Im 
Sinne der Formulierung des § 117 Abs. 2 ZGB ist hier unbe­
streitbar der Sachverhalt gegeben, daß Mieter „im Rahmen 
der Mietergemeinschaft tätig werden“.

Wie ist aber der Sachverhalt tu beurteilen, wenn ein so 
eindeutig verpflichteter Bürger überhaupt nichts unternimmt 
und dadurch dem Vermieterbetrieb ein Schaden entsteht?
I. Martin/I. Wagner ist darin zu folgen, daß es im Wider­
spruch zur zunächst moralischen Natur der Verpflichtung zur 
Mitarbeit im Rahmen der Mietergemeinschaft stünde, einen 
durchsetzbaren juristischen Erfüllungsanspruch anzunehmen. 
Das heißt: Eine Klage des VEB KWV/GW auf Vornahme der 
Schneebeseitigungs- und Streuarbeiten (§ 10 Abs. 1 Ziff. 1 
ZPO) sollte es nicht geben.

Eine andere Frage ist jedoch, ob ein durch ein Unterläs­
sen entstandener Schaden hingenommen werden muß oder 
ob auch insoweit ein Schadenersatzanspruch begründet sein 
könnte. I. Martin/I. Wagner verneinen auch diese Möglich­
keit, indem sie die Formulierung des §117 Abs. 2 ZGB „im 
Rahmen der Mietergemeinschaft tätig werden“ nur auf Fälle 
des positiven Tuns, nicht jedoch auch auf Sachverhalte des 
Unterlassens beziehen wollen.

Das ist offensichtlich ein Standpunkt, der von der sonst 
im Zivilrecht üblichen Handhabung abweicht, denn es wird 
stets von der Verantwortlichkeit für aktives Handeln und 
für Unterlassen ausgegangen.3 Eine Verweisung auf die sonst 
übliche Handhabung müßte natürlich als Gegenargument 
gegen die Position von I. Martin/I. Wagner ausscheiden, wenn 
eine solche Handhabung bei kollektiven Mitwirkungsbezie­
hungen zu gesellschatflich nicht zu rechtfertigenden Ergeb­
nissen führen würde. Das Gegenteil ist jedoch der Fall:

Gerade der von mir kritisierte Standpunkt führt zu ge­
sellschaftlich nicht vertretbaren Ergebnissen. Er läuft prak­
tisch darauf hinaus, daß derjenige, der zwar mit der Erfül­
lung seiner Pflichten beginnt, in diesem Zusammenhang je­
doch nicht ordnungsgemäß handelt, rechtlich verantwortlich 
gemacht wird, während derjenige, der nicht einmal mit der 
Erfüllung beginnt, die ihm obliegenden Pflichten also gar 
nicht erfüllt, rechtlich nicht verantwortlich gemacht wird. 
Damit wird der unterschiedlichen Gewichtung zwischen • 
„Nichterfüllung“ als der schwereren Pflichtverletzung und 
der „nicht ordnungsgemäßen Erfüllung“ (§82 Abs. 1 ZGB) 
nicht entsprochen. Gefördert wird nicht das Bewußtsein, die 
im Rahmen der Mietermitwirkung übernommenen Verpflich­
tungen so erfüllen zu müssen, daß dem Partner kein Schaden 
entsteht, sondern die Einstellung, daß es am besten ist, wenn 
man überhaupt nichts unternimmt, um eine solche Verpflich­
tung zu erfüllen, ungeachtet des sich daraus möglicherweise 
für die Gesellschaft ergebenden Schadens.

Meines Erachtens spricht daher alles dafür, daß § 117 
Abs. 2 ZGB — wenn alle anderen Voraussetzungen gegeben 
sind — sowohl in Fällen der Nichterfüllung als auch der nicht 
ordnungsgemäßen Erfüllung anzuwenden ist. Von dieser 
Rechtsposition gehen offenbar auch E. L e y m a n n /  
M. P о s c h aus.4 Anknüpfend an die prinzipielle Überle­
gung, daß „auch die gesellschaftlich zu fördernde Motivation 
für die Übernahme von Aufgaben der Anlieger durch die 
Mieter (Mietergemeinschaft) ... nicht durch eine Gefährdung 
anderer erkauft werden“ darf, bejahen sie neben der zivil- 
rechtlichen materiellen Verantwortlichkeit auf der Grund­
lage des § 117 Abs. 2 ZGB auch die ordnungsrechtliche Ver­
antwortlichkeit der verpflichteten Bürger.
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Zum Kündigungsrecht des Auftraggebers 
bei persönlichen Dienstleistungen
Die ständige Zunahme persönlicher Dienstleistungen zur Be­
friedigung der materiellen und kulturellen Bedürfnisse und 
Interessen der Bürger erhöht auch die Bedeutung, die Orien­
tierungen für die Rechtsanwendung in diesem Bereich haben. 
Solche Orientierungen sind oft in Vertragsformularen oder 
Vertragsbedingungen der Dienstleistungsbetriebe (DLB) ent­
halten. Sie stellen ein wichtiges zivilrechtliches Leitungsmit­

tel1 dar und ermöglichen die Konkretisierung des Zivilrechts 
innerhalb der durch die DLB mit zivilrechtlichen Verträgen 
zu gestaltenden Verhältnisse im Bereich der persönlichen 
Dienstleistungen.

Einige in der Praxis verwendete Vertragsformulare sowie 
in Publikationen vertretene Rechtspositionen zeigen aber, 
daß bei der Entwicklung und Nutzung von Vertragsbedin­
gungen durch die DLB eine Gefahr besteht: statt die Ver­
tragsbeziehungen auf der Grundlage des ZGB zu optimieren, 
wird die Rechte-Pflichten-Lage einseitig an den Interessen 
der DLB orientiert ausgestaltet.

So enthalten z. B. die Bestellkarten einiger Friseur- und 
Kosmetikbetriebe folgenden Text: „Eine rechtzeitige Termin­
absage durch den Kunden ist 24 Stunden vor dem vereinbar­
ten Termin möglich.“ Diese Formulierung entspricht einem 
Vorschlag von G. В а а t z .2 3 4 Er resultiert aus einer Interpre­
tation des Kündigungsrechts für Auftraggeber bei persönli­
chen Dienstleistungen, gegen die u. E. folgende Bedenken zu 
erheben sind:

Nach § 202 Abs. 1 ZGB kann ein Vertrag über persönliche 
Dienstleistungen vom Auftraggeber jederzeit, vom Auftrag­
nehmer jedoch nur unter Wahrung einer angemessenen Frist 
oder fristlos bei Vorliegen eines wichtigen Grundes (insbe­
sondere wegen nachträglicher Unmöglichkeit) gekündigt wer­
den. Diese die unterschiedliche Situation von Auftraggeber 
und Auftragnehmer widerspiegelnde unterschiedliche Aus­
gestaltung des Kündigungsrechts wird durch die o. g. Ver­
tragsbedingungen und den Vorschlag von Baatz zur Gestal­
tung solcher Formulare zuungunsten des Kunden einge­
schränkt. Die mit dem Gesetz übereinstimmende Position, 
daß für die Kündigung durch den Auftraggeber dann kein 
Raum mehr ist, wenn die vereinbarte Leistung bereits ver­
tragsgemäß angeboten wird3, würde zu einer Einschränkung 
des Kündigungsrechts des Auftraggebers führen, wenn die' 
DLB den Zeitpunkt des Leistungsangebots willkürlich inter­
pretieren können.

Baatz weitet den Zeit p u n k t  der vertragsgemäß ange­
botenen Leistung — das ist gewöhnlich der konkret verein­
barte Termin für die zu erbringende Leistung — zu einer 
Z e i t p h a s e  aus. Er argumentiert: „Als vertragsgemäß an­
geboten muß eine Kosmetikleistung nicht nur für den Zeit­
raum angesehen werden, innerhalb dessen die Behandlung 
erfolgen soll. Vielmehr ist auch die Zeit in Betracht zu ziehen, 
die der Vorbereitung des Termins dient; so z. B. die Zeit, die 
im Dienstleistungsbetrieb erforderlich ist, um die durch die 
Absage eines Kunden entstandene Lücke zu schließen. Dieser 
Zeitraum kann aus verschiedenen Gründen unterschiedlich 
sein. Als Zeit, innerhalb der die Leistung als vertragsgemäß 
angeboten gilt und die eine Kündigung durch den Kunden 
ausschließt, kann der laufende Tag vor dem vereinbarten 
Termin angesehen werden.“4

Zweifellos sind Maßnahmen zur Vorbereitung von Ter­
minen wie auch die davon zu unterscheidenden Maßnahmen 
zur Umdisposition bei rechtzeitigen Absagen (Kündigungen) 
durch Kunden Sachverhalte, die wegen der damit verbunde­
nen innerbetrieblichen organisatorischen ui^d ökonomischen 
Aspekte Beachtung durch die DLB verdienen. Allerdings 
kann die Lösung u. E. auf keinen Fall in der von Baatz vor­
geschlagenen und durch einige Betriebe praktizierten Weise 
gefunden werden.

Eine vertragsgemäß angebotene Leistung hat das Merk­
mal, daß sie zu dem vereinbarten Zeitpunkt oder in dem 
vereinbarten Zeitraum vom Auftraggeber abgenommen wer­
den kann; nur dann, wenn die termin- und qualitätsgerecht 
angebotene Leistung nicht abgenommen wird, kann der Auf­
tragnehmer nach § 201 Abs. 2 Satz 1 ZGB die vereinbarte 
Vergütung verlangen. Eine Konstruktion, mit der die bei den 
DLB wegen der gesetzlich erlaubten kurzfristigen Kündigung 
durch den Auftraggeber eventuell entstehenden Probleme 
dadurch gelöst werden sollen, daß contra legem der Zeit­
punkt der vertragsgemäß angebotenen Leistung vorverlegt 
wird, kann deshalb keine geeignete Orientierung sein.

Kommt ein Kunde nicht zum vereinbarten Termin, dann 
hat er die dadurch eventuell entstehenden Kosten zu tragen; 
kündigt er den Auftrag hingegen vor dem Termin, dann trägt 
der DLB das entsprechende Risiko — ebenso wie der Kunde 
das Risiko bei fristloser Kündigung durch den DLB tragen 
muß.
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